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Kommentar zur Regierungsbildung am 11. März 2013 

Präsidentin Park Geun-hye ernennt ihre Minister und steht  

wie ihre Bürger vor einer ungewissen Zukunft 
  

 

Von Dr. Hannes B. Mosler 

 

 

 

 

 

 

 

 Das Gros der insgesamt 17 Minister der neuen Regierung wurde offiziell in ihre 

Ämter eingeführt, die Entscheidungen der ersten Staatsratssitzung muten 

jedoch populistisch und reaktionär an. 

 

 Wiederholte ungeschickte Personalentscheidungen der Präsidentin und 

Tauziehen mit der Opposition über die Gestaltung der Medienpolitik 

verzögerten die Regierungsbildung. 

 

 Der Umgang der Präsidentin mit der eigenen Regierungspartei, der Opposition, 

dem Parlament und den Bürgern erinnert in seiner Einseitigkeit und im 

autoritären Stil an vergangene Zeiten. 

 
 Die Themen Arbeit, Politik und Wohlfahrt spielen bei der Präsidentin eine 

offenbar stark untergeordnete Rolle, auf eine intelligente Nordkoreapolitik 

kommt es jetzt mehr an denn je. 
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Die neue Regierung tritt an 

 

Gestern, rund drei Wochen nach ihrer Amtseinführung, hat die neue Staatspräsidentin Park Geun-

hye ihr Kabinett eingesetzt. Am Vormittag übergab sie im Blauen Haus, dem Präsidentenpalast, 13 

ihrer insgesamt 17 Minister ihre Ernennungsurkunden und hielt die erste Sitzung des Staatsrates 

ab. So viel Zeit hatte ein Präsident in Südkorea noch nicht verstreichen lassen, um die 

Regierungsmannschaft zu bilden. Die Ursache dafür ist hauptsächlich selbstverschuldet. Das wirft 

kein gutes Licht auf die neue Präsidentin und sorgt für Befürchtungen bezüglich der kommenden 

fünf Jahre ihrer Präsidentschaft. 

Präsidentin Park hatte im vergangenen Dezember deutlich gegen ihren Herausforderer 

der Oppositionspartei, Moon Jae-in, gewonnen (siehe „Kommentar zur 18. Präsidentenwahl am 

19. Dezember 2012“). Zuvor war sie bereits zwei Mal als Präsidentschaftskandidatin gehandelt 

worden und hatte Jahre lang Umfragewerte um die 30-Prozent-Marke. Nur Wenige zweifelten 

daran, dass die Tochter des autokratischen Staatspräsidenten Park Chung-hees diese Wahlen 

gewinnen würde, auch wenn letztlich 48 Prozent der Wahlgänger nicht für sie gestimmt hatten.  

Park hatte sich in den letzten zehn Jahren in und außerhalb der Regierungspartei immer 

weiter in den Vordergrund gearbeitet und schließlich unentbehrlich gemacht. Sie hatte die Partei 

mehrere Male aus der Krise geholt, wichtige Wahlen gewonnen und ihr Image als glaubwürdige 

rechtskonservative Politikerin gepflegt. Spätestens nach ihrer Wahl zur ersten Präsidentin 

Südkoreas Geschichte begann dieses Bild sich mehr und mehr zu trüben. 

In den vergangenen drei Monaten hat sich gezeigt, dass sie einen autoritären 

Führungsstil pflegt, der dem ihres Vaters ähnelt, was sich in ihren Personalentscheidungen, ihrer 

Regierungsorganisation und der Schwerpunktsetzung ihrer Regierungspolitik wiederspiegelt. 

Außerdem scheint sie insgesamt eine weniger „vorbereitete Präsidentin“ gewesen zu sein, als die 

sie sich den Wählern empfohlen hatte.  

 

Eigene Personalpolitik wirft Präsidentin hinter den Zeitplan zurück 

 

Die Verfassung Südkoreas sieht vor, dass die Kandidaten für die Ministerämter, die formal vom 

Premierminister der Staatspräsidentin vorgeschlagen und dann von ihr nominiert werden, vom 

entpsrechenden Ausschuss des Parlaments bestätigt werden müssen. Unter den Kandidaten, die 

Park Geun-hye nominiert hatte, gab es fast keinen, dem nicht mindestens eines der folgenden 

unlauteren Praktiken vorgeworfen wurde: Steuerhinterziehung, Immobilienspekulation, 

Ausmusterung vom Wehrdienst, Dokumentenfälschung, Überbesoldung oder einfach mangelnde 

Qualifikation. Dem designierten Verteidigungsminister Kim Byoung-kwan wurde sogar 

vorgeworfen, als Waffenlobbyist für eine Rüstungsfirma tätig gewesen zu sein, nachdem er 

ehrenvoll aus dem Militär entlassen worden war. Neben diesem Vorwurf stach er in den Medien 

vor allem wegen der Portraitfotos von Park Geun-hyes Eltern hervor, die er an einer 

Anhängerkette seines Mobilfunktelefons befestigt hat. Er soll ernannt werden, im Notfall auch, 

ohne die Bestätigung der Nationalversammlung.  

Über den designierten Wirtschaftsminister ist bekannt, dass er bereits unter Park Geun-

hyes Vater Park Chung-hee mit an der Schaffung des letzten Fünf-Jahres-Planes 1978 beteiligt war. 

Kritik an ihm wurde jedoch vor allem laut, weil er sich öffentlich aussprach gegen die Ausweitung 
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der Wohlfahrtspolitik, wie sie noch während des Wahlkampfes von Park Geun-hye propagiert 

worden war, sowie gegen die Regulierung von Großhändlern, die den Kleinhändlern in den 

Seitenstraßen der Städte Schwierigkeiten bereiten. Auch ihm wird Steuerhinterziehung 

angelastet. Der neue Justizminister Hwang Kyo-ahn wurde unter fraglichen Umständen vom 

Wehrdienst befreit und hat die Pfändung seines Autos nicht abwenden können – er hatte 

wiederholt Strafzettel nicht bezahlt. Außerdem gehört Herr Hwang zu insgesamt fünf Ministern, 

die sich nicht eindeutig zum Militärputsch vom 16. Mai 1961 geäußert haben.  

Mit dem Putsch begann die Entwicklungsdiktatur unter Park Chung-hee, die 18 Jahre 

andauern sollte. Bei den Anhörungen im Parlament wurden u.a. die Minister für Justiz, Inneres, 

Bildung, Frauen und Familie und Wiedervereinigung gefragt, ob sie den Militärputsch als 

„Revolution“ oder als „Militärputsch“ verstehen. Die Putschisten, angeführt von General Park 

Chung-hee, hatten sich selbst als „Revolutionäre“ bezeichnet, um ihren Umsturz zu legitimieren. 

Spätestens seit der ersten Zivilregierung unter Kim Young-sam (1993-1998) wird der Coup de`Etat 

in Schulbüchern offiziell als „Militärputsch“ bezeichnet. Auch das Verfassungsgericht hat in 

mehreren Entscheidungen (1993, 1995, 2003) explizit argumentiert, dass es sich damals um einen 

„Militärputsch“ gehandelt habe.  

Park Geun-hye hatte seit Ende der 1980er Jahre immer wieder öffentlich davon 

gesprochen, dass es sich damals um die „einzig richtige Entscheidung“ ihres Vaters gehandelt 

habe. Erst kurz vor den Präsidentschaftswahlen im vergangenen Jahr wurde die Kritik so stark, 

dass sie in einer extra einberufenen Pressekonferenz das damalige Vorgehen als eine Verletzung 

der Verfassung bezeichnete. Dass ihre Minister sich dennoch davor scheuen, historische Fakten 

beim Namen zu nennen, lässt erahnen, wie die Präsidentin ihr Verhältnis mit den Ministern 

interpretiert und umgekehrt. 

 Begonnen hatte die Verzögerung ihrer Regierungsbildung jedoch viel früher. Eine 

Entscheidung, die eigentlich noch in die Amtszeit ihres Vorgängers Lee Myung-baks gehörte, 

leitete die missliche Personalpolitik Park Geun-hyes ein. Der damalige Präsident Lee bezog seine 

designierte Nachfolgerin in die Entscheidung des neuen Verfassungsgerichtspräsidenten mit ein. 

Der angeblich von ihr allein ausgewählte Kandidat, Lee Dong-heub, vor Kurzem noch Richter am 

Verfassungsgericht, stellte sich jedoch bald als unhaltbar heraus und trat nach langem Lavieren 

unter dem Druck der Oppositions-, aber auch Teilen der Regierungspartei sowie der 

Öffentlichkeit von seiner Kandidatur zurück. Die zweite Personalentscheidung Park Geun-hyes, 

die sich fatal auswirken sollte, war die für den Premierministerposten. Denn auch der von ihr 

nominierte Kandidat Kim Yong-joon trat noch vor seiner Anhörung im Parlament zurück, weil ihm 

eine ganze Bandbreite von Vergehen nachgesagt wurden. Diese beiden Fehlentscheidungen 

haben großen Anteil daran, dass der gesamte Zeitplan für die Regierungsbildung nach hinten 

verschoben werden musste. 

 

 

Präsidentin verschlimmbessert die festgefahrene Situation 

 

Erschwerend kam hinzu, dass die Oppositionspartei auch grundlegende Kritik am 

Revisionsvorschlag für das Regierungsorganisationsgesetztes hatte, den die desgnierte 

Präsidentin vorgelegt hatte. In diesem Gesetz wird die Organisation der Regierung reguliert. 

Unter Anderem wird darin die Anzahl, Form und Benennung der Ministerien festgehalten und bei 
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jedem Regierungswechsel geändert. Die Oppositionspartei stößt sich vor allem an dem Vorhaben, 

die Befugnisse der Kommission für Rundfunk- und Fernsehanstalten in das neu zu gründende 

Ministerium für Zukunft, Kreativität und Technologie einzugliedern. Ihr Bedenken ist, dass somit 

die Kontrolle der Medien durch die Präsidentin erleichtert und sich die repressive Medienpolitik 

der Lee Myung-bak-Regierung wiederholen würde. 

Auch mehrere Verhandlungsmarathons von Vertretern der Regierungs- und 

Oppositionspartei haben bis heute nicht vermocht, diesen Streitpunkt zu lösen. Die Folge davon 

ist, dass die Präsidentin die Minister, für die sie ganz neue Ministerien erdacht hat, noch nicht 

einmal zur Anhörung ins Parlament schicken kann. Das Gesetz müsste zuerst geändert und damit 

das zu besetzende Ministerialamt geschaffen werden. Deshalb griff die Präsidentin vergangene 

Woche zu einem für diesen Zeitpunkt ungewöhnlichen Mittel und hielt eine Art „Wutrede“ an die 

Nation, in der sie sich zwar dafür entschuldigte, dass sich der Prozess der Regierungsbildung 

hinzieht, aber auch die Oppositionspartei aufrief, ihr entgegen zu kommen, weil sie von ihrer 

Position nicht abrücken könne (und werde). Sie hat damit viel Porzellan zerschlagen.  

Nicht nur der harte Ton und ihre offensichtliche Aufgebrachtheit während der 

Liveübertragung, sondern ihre grundlegende Haltung, über die Öffentlichkeit Druck auf die 

Opposition ausüben zu wollen, haben eine entsprechende Gegenreaktion der Opposition 

provoziert. Hier ist nicht nur bedenklich, dass die Präsidentin mit populistischen Mitteln versucht, 

die Opposition gefügig zu machen, sondern auch gegenüber der Regierungspartei, die sie damit 

nämlich als gleichberechtigten Partner und Verhandlungsführer im Parlament übergangen hat. In 

der – für sie eigentlich untypisch – emotionalen Ansprache betonte sie, dass man in Zeiten der 

Krise (sowohl wirtschaftlich als auch in Bezug auf die äußere Sicherheit) an einem Strang ziehen 

müsse. Es ginge ihr um die Führung des Landes zum Wohl des Volkes. Tatsächlich wirkte die Rede 

eher bevormundend als wirklich besorgt.  

Nicht erst hier wird die Nähe zu ihrem Vater deutlich. Bekanntlich hat sie Politik und 

Staatsführung von ihrem Vater gelernt, spätestens als sie neben ihm als First Lady fungierte. Das 

war jedoch in der Zeit, als Park Chung-hee zu einem harschen Diktator wurde. Ob diese negative 

Seite sich auf sie abgefärbt hat, ist schwer zu beantworten, ihr Führungsstil ähnelt dem ihres 

Vaters dennoch. Oberflächlich lässt sich das unschwer daran ausmachen, dass sie Slogans aus der 

Zeit der Entwicklungsdiktatur ohne zu zögern öffentlich ausspricht, seitdem sie zur Präsidentin 

gewählt wurde. So spricht sie immer wieder vom „Wunder am Han“, vom Motto „Lass` uns gut 

leben!“ und „Wenn man macht, geht es!“. Auch Park Geun-hye ist dafür bekannt, dass sie keine 

Nummer 2 neben sich duldet. 

 

Kontrollstrategie: Sicherheit, Wirtschaft und Technologie 

 

Entsprechend trifft sie wichtige Personalentscheidungen meistens allein. Ihren Beratern wird 

nachgesagt, sich nicht zu trauen, Kritik zu äußern. Das Gleiche gilt für Führung der 

Regierungspartei, die einhellig hinter ihr zu stehen scheint. Innerhalb der Partei gibt es wiederum 

keine Kräfte, die der Parteiführung etwas entgegen zu bieten hätten. Es scheint ihr folglich an 

einer internen Kontrollinstanz zu fehlen. 

Vor diesem Hintergrund überrascht es kaum, dass sie zentrale Posten in ihrer 

Regierungsmannschaft an Militärs vergeben hat und auch hier in die Fußstapfen ihres Vaters tritt. 

In einer Art ‚Militär-zuerst‘-Personalpolitik sollen folgende Ämter von ehemaligen Militärs besetzt 



Mitarbeiterkommentare, Institut für Koreastudien (IKS), FU Berlin, 12. März 2013 

 

 5 

werden: Chef des Geheimdienst, Verteidigungsminister, Staatssekretär für Staatssicherheit, 

Staatssekretär für Außenpolitik und Sicherheit, Chef des Sicherheitsdienstes der Präsidentin. 

Hinzu kommt noch, dass sie den Chefposten des Sicherheitsdienstes auf Ministerrang hat heben 

lassen. Wenn es nach der Präsidentin geht, soll der ehemalige Generalstabschef der Armee, Nam 

Jae-joon, erster Mann des National Intelligence Service (NIS) werden. Verteidigungsminister wird 

der ehemalige Viersternegeneral Kim Byung-kwan, das Amt des Staatssekretärs für Sicherheit 

wird der ehemalige Generalstabschef der Armee Kim Jang-soo. 

 Ihre Entscheidungen sind nicht willkürlich, sie sind offensichtlich durchdacht. Ihre 

Vorstellung von einer effektiven Regierungsorganisation basiert auf dem Prinzip eines starken, 

lenkenden Staates, der vor allem auf drei Grundpfeilern, den sogenannten 

„Kontrolltürmen“ ihrer Regierung, realisiert werden soll. Der erste Kontrollturm soll für eine 

starke Sicherheitspolitik sorgen. Dafür hat Park ihr Sicherheitspersonal im Büro der Präsidentin 

gestärkt; es soll eng mit dem Verteididungsministerium und dem Ministerium für Sicherheit und 

Verwaltung (zuvor „Ministerium für Verwaltung und Sicherheit“) zusammenarbeiten. Der zweite 

Kontrollturm soll mit der Wiedereinführung eines quasi-Vize-Premierministers eingerichtet 

werden, der gleichzeitig für das Ressort Wirtschaft und das Ressort Planung und Finanzen 

zuständig ist. Einen dritten Kontrollturm verteidigt sie aktuell besonders engagiert – das 

Ministerium für Zukunft, Kreativität und Technologie. Ihre Vision für die kommenden fünf Jahre 

ist stark abhängig von der Strategie, gezielt die neue Informations- und 

Kommunikationstechnologie zu fördern. Das neue Ministerium, deren Realisierung zurzeit die 

Gegnerschaft der Opposition entgegensteht, ist das Kernstück dafür. 

 Offiziell war der Premierminister der dritte Kontrollturm. Er sollte sich um eines der 

Hauptversprechen aus dem Wahlkampf intensiv kümmern – soziale Wohlfahrtspolitik. Diese 

spielte in den vergangenen drei Monaten nach der Wahl jedoch eine merklich untergeordnete 

Rolle. Slogans wie „Demokratisierung der Wirtschaft“ oder „Wohlfahrtspolitik für die 

Durchschnittsmenschen“ sind fast völlig verschwunden. Gleiches gilt für die Ankündigung, bei 

wichtigen Personalentscheidungen integrativ und ausgleichend vorzugehen. Nicht weniger als 

sechs der wichtigsten Regierungsmitglieder sind Absolventen derselben (Sungkyunkwan) 

Universität, neun stammen aus dem Hauptstadtseinzugsgebiet und acht aus ihrer Heimatprovinz 

Gyŏngsang. Dass sie bei ihren Entscheidungen Personen aus der Provinz Chŏlla oder etwa aus 

dem Oppositionslager berücksichtigt hätte, kann man nicht sagen. Und auch diejenigen, die Park 

Geun-hye vor allem zur ersten Präsidentin machen wollten, müssen enttäuscht sein. Gerade 

einmal zwei der 18 Minister sind Frauen. Ins Büro der Präsidentin hat es keine einzige 

Geschlechtsgenossin geschafft. 

 Eine der ersten Entscheidungen, die der neue Staatsrat (Kabinett) bei seiner ersten 

Sitzung beschlossen hat, war die Verschärfung der Bestrafung von leichten 

Gesetzesübertretungen. So muss zum Beispiel eine Strafe von umgerechnet circa 35 Euro bezahlt 

werden, wenn man sich in der Öffentlichkeit „übermäßig freizügig kleidet“. Viele haben sich 

sofort an die Zeit in den 1970er Jahren unter Park Chung-hee erinnert gefühlt, als auf den Straßen 

von Polizisten sowohl die Haar- als auch die Rocklänge der Passanten kontrolliert wurde und bei 

übermäßig langen Haaren und übermäßig kurzen Röcken ein Bußgeld fällig wurde. 
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Politik und Arbeit vernachlässigt, Nordkorea im Fokus 

 

Die wichtigen Bereiche der Arbeit (bzw. Arbeitsbeziehungen) und Politik hat Park Geun-hye von 

Anfang vernachlässigt, sodass es nicht verwundert, dass diese Themen auch jetzt keine Rolle zu 

spielen scheinen.  

 Die Besetzung des Ministeramtes für Wiedervereinigung ist eine positive Ausnahme. Sie 

hat sich hier für den Vertrauten Ryoo Khil-jae entschieden, der Professor für Nordkoreastudien ist 

und sich nicht zu Unrecht einen Namen in diesem Forschungsbereich gemacht hat. Das 

langjährige vertraute Verhältnis zu ihrem neuen Wiedervereinigungsminister geht auf seinen 

Vater zurück, der nach dem Militärumsturz 1961 als Berater der Putschisten im 

„Revolutionskomittee für den Staatsaufbau“ fungierte. Das heißt jedoch nicht, dass Herr Ryoo in 

seiner Forschung seinem Vater folgen würde. Im Gegenteil, er ist selbst in sogenannten 

„progressiven“ Kreisen als „moderat“ bekannt. In einem frühen Aufsatz von Mitte der 1990er 

Jahre schreibt er über Park Chung-hee, er habe den „Verfall der Politik hervorgerufen“ und für 

„die Einrichtung einer Korruption reproduzierenden Struktur gesorgt“. Dies sei das Grundübel, 

aus dem sich eine politische Kultur entwickelt habe, die verhindere, dass die politische Geschichte 

des Landes richtig bewertet wird. Und diese problematischen Zustände in Südkorea seien 

hinderlich für die Auseinandersetzung mit dem Norden in Hinsicht auf das Fernziel einer 

Wiedervereinigung. 

 Soviel zur Theorie. Die praktische Nordkoreapolitik Park Geun-hyes muss sich nun 

bewähren. Im Wahlkampf hat sie noch einen „Vertrauensprozess“ vorgeschlagen (siehe Beitrag 

in Kultur Koreas, April 2013). Wie sie nun vor dem Hintergrund der jüngsten Entwicklungen auf 

der koreanischen Halbinsel agiert, ist entscheidend für die kommenden fünf Jahre – mindestens. 

Ihr Vorgehen ist natürlich nicht allein von ihr abhängig. In der Region haben angefangen mit 

Nordkorea China, Japan, die USA, Russland, die UN und neuestens sogar die EU ein Wörtchen 

mitzureden. Innenpolitisch jedoch hat die neue Präsidentin theoretisch mehr Spielraum und 

könnte sich am Problembewusstsein ihres neuen Wiedervereinigungsministers orientieren, erst 

einmal vor der eigenen Haustür zu kehren. 

 

Insgesamt lassen diese ersten ungelenken Schritte der neuen Präsidentin die Sorgen für die 

kommenden fünf Jahre größer werden. Aber noch ist nicht aller Tage Abend und ihre 

Präsidentschaft hat erst begonnen. Die Ereignisse in den kommenden Monaten – der Ausgang 

der Nach- und Wiederholungswahlen Ende April eingeschlossen – werden wegweisend dafür sein, 

was in der kommenden halben Dekade in Südkorea zu erwarten ist. 


